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Über Hinweisgeber und Meldestellen 

Staatliche Stellen ermöglichen es der Bevölkerung zuneh-
mend, ihnen auf einfache Weise (auch anonym) Informati-
onen zukommen zu lassen. Ein Informant muss nicht mehr 
einen Brief schreiben oder zum Telefonhörer greifen. Das 
Landeskriminalamt Niedersachsen beispielsweise nutzt seit 
ca.  20 Jahren ein webbasiertes anonymes Hinweisgebersys-
tem, das den Bürgern die Möglichkeit bietet, rund um die 
Uhr über das Internet anonym Hinweise zu Korruption und 
wirtschaftskriminellen Handlungen abzugeben. Vergleichbare 
Plattformen gibt es auch in anderen Bundesländern. In Bay-
ern können seit Oktober 2020 Vermögensstraftaten zulasten 
des Gesundheitssystems an die Zentralstelle zur Bekämpfung 
von Betrug und Korruption im Gesundheitswesen gemeldet 
werden. 

Beschäftigte in der Privatwirtschaft oder im öffentlichen 
Dienst betätigen sich als sog. Whistleblower, die (wirkliche 
oder angebliche) Missstände in ihrem Unternehmen oder 
ihrer Behörde publik machen. Vorschriften zugunsten der 
„Whistleblower“ gibt es seit einigen Jahren auf europarechtli-
cher Ebene. Die Richtlinie (EU) 2019/1937 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 23.10.2019 soll dem Schutz 
von Personen dienen, die Verstöße gegen das Unionsrecht 
melden. Mit dem Hinweisgeberschutzgesetz (HinSchG) vom 
31.5.2023 wurde die Richtlinie in nationales Recht umgesetzt. 
Das HinSchG regelt den Schutz von natürlichen Personen, die 
im Zusammenhang mit ihrer beruflichen Tätigkeit oder im 
Vorfeld einer beruflichen Tätigkeit Informationen über „Ver-
stöße“ erlangt haben und diese an die zuständigen Meldestellen 
melden oder offenlegen (§ 1). Zugunsten der „hinweisgeben-
den Personen“ besteht grundsätzlich ein Vertraulichkeitsge-
bot (§ 8, zu Ausnahmen s. § 9). Auch Verschwiegenheits-und 
Geheimhaltungspflichten stehen einer Meldung oder einer 
Offenlegung (d. h. der „Zugänglichmachung von Informati-
onen über Verstöße gegenüber der Öffentlichkeit, § 3 Abs. 5) 
nicht ohne Weiteres entgegen (§ 6).

Das HinSchG beschränkt sich nicht auf Verstöße gegen das 
Unionsrecht, sondern geht weit darüber hinaus, wie § 2 (Sach-
licher Anwendungsbereich) zeigt. Der Regelungseifer des 
Gesetzgebers hat zu einem umfangreichen Katalog geführt, 
der sich über ca. eineinhalb Seiten im Bundesgesetzblatt er-
streckt. Erfasst werden beispielsweise Verstöße gegen Rechts-

vorschriften des Bundes und der Länder „zur Herstellung, zur 
Aufmachung und zum Verkauf von Tabakerzeugnissen und 
verwandten Erzeugnissen“ (Absatz 1 Nr. 3 Buchst. m). Auch 
beim Melden von „Äußerungen von Beamtinnen und Beam-
ten, die einen Verstoß gegen die Pflicht zur Verfassungstreue 
darstellen“, wird der Hinweisgeber geschützt (Absatz 1 Nr. 
10). Wer es mit der sog. political correctness besonders ernst 
nimmt, könnte sich ermuntert fühlen, jede Äußerung eines 
Kollegen, die nicht dem Glossar für diskriminierungssensible 
Sprache von Amnesty International entspricht, zu melden. 

Politiker machen gern die „Bürokratie“ für alle möglichen und 
unmöglichen Probleme in Deutschland verantwortlich; das 
Jammern über zu viele und zu komplizierte Gesetze gehört 
zum Pflichtprogramm in den sog. Talkshows. Den Bundestag 
hat dieses Lamento beim Erlass des HinSchG offensichtlich 
nicht beeindruckt. Das Gesetz enthält detailreiche Regelun-
gen über „interne“ und „externe“ Meldestellen (s. die §§ 12 
ff.,19 ff.). Zur Einrichtung interner Meldestellen sind „Be-
schäftigungsgeber“ – private Unternehmen mit in der Regel 
mindestens 50 Beschäftigten und öffentliche Betriebe sowie 
Behörden – verpflichtet (§ 12). Der Bund hat bereits durch 
Verordnung vom 7.8.2023 eine externe Meldestelle beim 
Bundesamt der Justiz eingerichtet. Die Länder können solche 
Stellen für Meldungen einrichten, die die jeweilige Landesver-
waltung und die jeweiligen Kommunalverwaltungen betreffen 
(§ 20 HinSchG). Für Niedersachsen liegt bereits ein Entwurf 
vom 27.9.2023 für ein Landesmeldestellengesetz vor (Drucks. 
19/2430).

Alles in allem ist aufgrund des HinSchG mit mehreren zehn-
tausend Meldestellen in Deutschland zu rechnen. Es ist kein 
unwahrscheinliches Szenario, dass nicht wenige Leute dieses 
großzügige Angebot, vermutlich nicht immer aus edlen Moti-
ven, nutzen werden. Sogar sensible Informationen dürfen den 
Meldestellen mitgeteilt werden. Die Hinweisgeber müssen 
im Regelfall ja nicht befürchten, für Falschmeldungen oder 
Verstöße gegen Verschwiegenheitspflichten verantwortlich 
gemacht zu werden. Es fällt schwer, in diesem Zusammenhang 
nicht an Staaten mit ausgeprägter Überwachungs„kultur“ zu 
denken.
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